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1,7 Millionen afghanische Flüchtlinge, etwa die Hälfte der 3 – 4 Millionen in Pakistan lebenden
Afghan:innen, sollen bis Ende des Jahres abgeschoben werden, wenn sie das Land nicht „freiwillig“
verlassen. Viele der 1,7 Millionen sind vor der Verfolgung durch die Taliban geflohen. Nun müssen
sie Pakistan verlassen, andernfalls drohen ihnen Haft und Abschiebung.

Seit Anfang November sind Schikanen und Zwangsabschiebung von Afghan:innen weit verbreitet.
Gleichzeitig nehmen die Proteste seit Wochen zu, vor allem am Grenzübergang Chaman
(Belutschistan). Tausende von pakistanischen Paschtun:innen schließen sich den Protesten an,
darunter zahlreiche Arbeiter:innen. Die Demonstrant:innen haben auf beiden Seiten der Grenze
massenhafte Sitzstreiks organisiert.

Der Grund für die Proteste an der Grenze ist ganz klar. Die paschtunische Bevölkerung lehnt die
Abschiebungen nicht nur ab, sondern versteht sie auch richtig als Teil der Politik und der Interessen
der Regierung, die das Leben der paschtunischen Bevölkerung miserabel gemacht hat. Sie
erkennen, dass die Abschiebungen Hand in Hand mit der Enteignung der Afghan:innen gehen, die
ihnen ihre Lebensgrundlage und ihr Recht auf ein Leben in dem Gebiet nehmen, in dem sie –
manchmal seit Generationen – arbeiten und leben.

Darüber hinaus will die Regierung paschtunische Führer:innen und Händler:innen dazu zwingen,
künftig Grenzkontrollen durchzuführen. Der Zusammenschluss von Kaufleuten und lokalen Stämmen
soll gezwungen werden, Pässe und Visa auszustellen. Doch zumindest bisher haben sie diese
Anordnungen abgelehnt. Derzeit beteiligen sich Bauern und Bäuerinnen, Händler:innen,
Stammesführer:innen und berufstätige Paschtun:innen verschiedener politischer Parteien an diesem
Protest und lehnen die Regierung und ihre Politik ab.

Die Demonstrant:innen lehnen die Zwangsvertreibung von afghanischen Flüchtlingen ab und
fordern, dass die Regierung diese unmenschliche Politik zurücknimmt und das Leben der
afghanischen Flüchtlinge nicht noch härter und ärmer macht. Ihre Vertreibung wird alles zerstören,
was sie in harter Arbeit ein Leben lang und über Generationen hinweg aufgebaut haben. Zurück in
Afghanistan gibt es nichts für sie und viele sind ernsthaften Bedrohungen durch das Regime
ausgesetzt.

Die geschäftsführende Regierung von Anwaar-ul-Haq Kakar will von der Krise des Systems, der
grassierenden Inflation und der Energieknappheit ablenken. Sie macht die Afghan:innen für den
Mangel an Ressourcen verantwortlich. Deshalb werden die afghanischen Flüchtlinge zum
Sündenbock gestempelt und der Rassismus gegen sie wird angeheizt. In der Tat wird die
Bewegungsfreiheit aller Menschen ohne Pass an der Grenze von Chaman in Zukunft vollständig
unterbunden.

Der Grenzhandel ist auch in Belutschistan zu einem ernsten Problem geworden. Dort ist die
Beschäftigung und der Lebensunterhalt von Millionen von Menschen damit verbunden. Die Politik
der pakistanischen Regierung vernichtet diese im Interesse des Großkapitals.

Diejenigen, die bereits Opfer der vom Imperialismus und dem Staat aufgezwungenen
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Marginalisierung und des Krieges sind, werden um alles gebracht. Daher liegt es in der
Verantwortung der Arbeiter:Innen im ganzen Land, auch in Belutschistan, sich mit den afghanischen
Flüchtlingen zu solidarisieren. Die pakistanischen Gewerkschaften müssen die Massensitzstreiks
und Proteste an den Grenzen unterstützen. Sie müssen in Solidaritätsmobilisierungen und Streiks
mit ihren afghanischen Brüdern und Schwestern auftreten und sich in einem gemeinsamen Kampf
gegen alle Abschiebungen, für das Recht aller Flüchtlinge, in Pakistan zu leben und zu arbeiten, und
gegen die Inflation, die staatlichen Kürzungen, die Diktate des Internationalen Währungsfonds und
die kapitalistische Krise, die die wahre Ursache für das Elend der pakistanischen Arbeiter:innen,
Bauern und Bäuerinnen und der afghanischen Flüchtlinge sind, vereinen.

Weltweit müssen sich Parteien der Arbeiter:innenklasse, Gewerkschaften und linke Organisationen
mit den afghanischen Flüchtlingen und ihren Sit-ins solidarisieren. Sie müssen Proteste und
Kundgebungen in verschiedenen Ländern organisieren und Solidaritätsbotschaften an die
Protestierenden senden!


